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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In einer Motion verlangte die SVP-Fraktion im Juni 2020 ein Aufgaben- und
Ausgabenmoratorium während fünf Jahren. Demnach sollte der Bundesrat dem
Parlament während mindestens fünf Jahren keine Erlassentwürfe zur Übernahme oder
Erweiterung von Aufgaben durch Bund und Kantone oder zur Schaffung oder Erhöhung
von Ausgabenposten (mit Ausnahme eines Teuerungsausgleichs) präsentieren, ausser er
integriere im Erlassentwurf «mindestens gleichwertige Entlastungsmassnahmen».
Dieses Moratorium sollte gemäss SVP-Fraktion jedoch nur den Bundesrat betreffen,
nicht aber das Parlament. Dieses sollte auch weiterhin Erlassentwürfe ausarbeiten
dürfen. Als Begründung für ihren Vorstoss verwies die Fraktion auf die hohen Ausgaben
im Rahmen der Covid-19-Pandemie, die den Handlungsspielraum des Bundes stark
eingeschränkt hätten. Der Bundesrat warnte davor, dass ein Ausgabenwachstum
unterhalb der Teuerung «wesentliche Ausgabenkürzungen zur Folge» hätte und dass
die auf Gesetzes- oder Verfassungsebene geregelten Ausgaben nicht kurzfristig
plafoniert werden könnten. Relevant sowohl für Ausgaben als auch Einnahmen des
Bundes sei denn auch nicht die Teuerung, sondern das nominale BIP. Im Juni 2022
sprach sich der Nationalrat mit 134 zu 49 Stimmen – letztere stammten von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion – gegen die Motion aus, die damit erledigt war. 1

MOTION
DATUM: 10.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2022, S. 1036 ff.
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